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Verbraucherschutz und Ernährungskultur

Ernährungsarmut in Deutschland
Privatisierung des Hungers statt vorsorgender Sozialpolitik

von Silvia Monetti*

2021 waren knapp 14 Millionen Menschen in Deutschland von Armut betroffen. Tafeln, Suppen
küchen & Co. sind wesentlich für die Ernährungssicherung von Millionen Mitbürger:innen gewor-
den – und doch nicht in der Lage, alle bedürftigen Menschen zu erreichen noch die Ernährungs-
sicherheit langfristig zu verbessern. Von ehrenamtlichen Helfer:innen und privaten Spenden 
abhängige Organisationen erfüllen Aufgaben, für die eigentlich der Sozialstaat zuständig sein 
sollte. Zudem wird die Verteilung von Lebensmittelüberschüssen an Bedürftige häufig als sozia-
les, wirtschaftliches und ökologisches Win-win-win dargestellt – obwohl Armutsbekämpfung und 
Lebensmittelrettung eigentlich wenig miteinander zu tun haben. Diese freiwillige Wohltätigkeit 
statt sozialstaatlicher Absicherung steht im Gegensatz zum Grundgesetz und dem dort veranker-
ten System der Solidarität in einem Sozialstaat. Ein sozialökonomischer Ausgleich ist auch für die 
Umsetzung der Ernährungswende unerlässlich. Denn ohne entsprechende finanzielle Mittel werden 
einkommensschwache Haushalte aus dem nachhaltigen Konsum ausgegrenzt. Gefordert ist daher 
eine vorsorgende Verbraucherpolitik.

2021 betrug das Bruttoinlandsprodukt Deutschlands 
3,57 Billionen Euro und deutsche Haushalte verfügten 
über rund 7,62 Billionen Euro an Privatvermögen: das 
größte Geldvermögen in der EU und so viel wie nie 
zuvor, trotz Pandemie und schwacher Konjunktur.1 
Solch ein reicher Sozialstaat sollte in der Lage sein, 
vorsorgende Sozialpolitik umzusetzen und die Ernäh-
rungssicherheit seiner Bürger:innen zu gewährleis-
ten. Doch 2021 erreichte auch eine andere Zahl ihren 
Höchststand – die Armutsquote.2 Sie lag bei 16,6 Pro-
zent, anders gesagt: 13,8 Millionen Menschen.3 Dazu 
zählen nicht nur diejenigen, die auf Grundsicherung 
angewiesen sind,4 sondern auch diejenigen, deren 
Einkommen ebenfalls nicht ausreicht, um die Güter 
und Dienstleistungen zu kaufen, die für ein Mindest-
maß gesellschaftlicher Teilhabe erforderlich sind, 
jedoch keine finanzielle Unterstützung bekommen. 
Zum Teil liegt es daran, dass sie die Voraussetzun-
gen für die Grundsicherung nicht erfüllen. Zum Teil 
nehmen sie aber auch aus Scham, Unkenntnis oder 
wegen bürokratischer Hürden die öffentliche Hilfe 
nicht in Anspruch. Das Phänomen der »verdeckten 
Armut« betrifft rund 40 Prozent der Leistungsberech-
tigten – und spielt eine Rolle bei der Bemessung des 
Regelbedarfs. Denn zurzeit werden auch die verdeckt 

Armen in der Referenzgruppe berücksichtigt, obwohl 
sie ein Einkommen unterhalb des Grundsicherungs-
niveaus haben (Stand: Oktober 2022).5

Mehr Reichtum – mehr Armut

Die Armutsgefährdungsquote in Deutschland ist in 
den letzten 15 Jahren tendenziell gestiegen, selbst bei 
besonders guter wirtschaftlicher Lage ist sie kaum 
gesunken. Gleichzeitig ist die gesellschaftliche Un-
gleichheit gewachsen: Reichtum ist hierzulande sehr 
unterschiedlich verteilt. Die reichsten zehn Prozent 
der Bevölkerung besitzen über 65 Prozent des Ge-
samtvermögens, das wohlhabendste ein Prozent rund 
35 Prozent. Dagegen haben die Hälfte der Erwach-
senen so gut wie kein Vermögen oder gar Schulden. 
Armut trotz Arbeit nimmt in der Langzeitbetrachtung 
relativ zu, Pandemie und Inflation haben die Lage 
verschärft – und wer einmal unter die Armutsgrenze 
rutscht, bleibt immer öfter länger arm.6 

Somit hat Armut längst die untere Mitte der Ge-
sellschaft erreicht: Gefährdet oder betroffen sind vor 
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allem Familien mit drei und mehr Kindern, Allein
erziehende, Beschäftigte im Niedriglohnsektor, 
Nichterwerbstätige, Personen mit niedrigem Bil-
dungsniveau oder Migrationshintergrund und ältere 
Menschen, vor allem Frauen. Überschuldung, stei-
gende Energie- und Lebensmittelkosten sowie Mieten 
spitzen die Lage momentan zu. Diese Menschen sind 
häufiger von sozialer Teilhabe ausgeschlossen, weil 
ein ausreichendes Budget in unserer Gesellschaft da-
für essenziell ist. 

Der Bereich Ernährung ist dabei zentral – und für 
diese Gruppen lässt sich eine »Vulnerabilität gegen-
über Ernährungsarmut« voraussagen.9 Denn wir wis-
sen nicht, wie viele Menschen in Deutschland von Er-
nährungsarmut tatsächlich betroffen sind. In Ländern 
wie den USA, Kanada und dem Vereinigten König-
reich haben sich standardisierte Berichterstattungen 
zur Ernährungssituation in Haushalten seit Jahren 

etabliert, hierzulande gibt es dazu keine Statistik. Auch 
deshalb spielt das Thema im öffentlichen Diskurs und 
in der Politik kaum eine Rolle. 

2021 waren fast jede zweite arbeitslose Person und 
8,6 Prozent aller Erwerbstätigen von Armut betroffen.10 
2016 konnten sich elf Prozent der deutschen Haushal-
te im untersten Einkommensquintil 11 nicht einmal 
jeden zweiten Tag eine vollwertige Mahlzeit leisten.12 
Wie viele sind es heute? Ob eine Verbesserung der 
Situation durch den aktuell angehobenen Mindest-
lohn, der allerdings nicht für alle Arbeitnehmer:innen 
gilt,13 erreicht wird, bleibt abzuwarten. Die Inflation 
frisst gerade, wie Abbildung 1 deutlich macht, Löhne 
und Lohnsteigerungen auf.

Gesunde Ernährung – nicht für Arme

Zudem beziehen zurzeit über 3,5 Millionen Menschen 
ALGII.14 Die ALGII-Regelsätze sehen derzeit 449 Euro 
pro Person und Monat vor, darunter 4,85 Euro am 
Tag für Lebensmittel (bei 30 Tagen pro Monat 145,50 
Euro). Deren Preise sind binnen Jahresfrist sprunghaft 
gestiegen: Im Vergleich zu Oktober 2021 lag ihre Teu-
erung im Oktober 2022 bei 20,3 Prozent – viel höher 
als die gesamte Inflationsrate.15 Studien schätzen die 
durchschnittlichen Kosten für eine gesunde Ernäh-
rung bei einer Frau zwischen 166 und 192 Euro pro 
Monat, bei einem Mann zwischen 213 und 247 Euro 
pro Monat.16 Laut einer aktuellen Studie ist eine nach-
haltige Ernährung für Kinder und Jugendliche mit 
Hartz IV nicht realisierbar.17 Das zeigt: Die Grund
sicherung hätte längst reformiert werden müssen, wie 
auch von einem Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats beim BMEL 2020 sehr deutlich gefordert.18 

Ab dem 1. Januar 2023 sollte ALGII durch das neue 
Bürgergeld ersetzt werden. Dabei sollte der Regelsatz 
auf 502 Euro steigen, ein Plus von rund 50 Euro. Ob 

Was bedeutet Ernährungsarmut?

Ernährungsarmut bezeichnet eine qualitativ oder quan-

titativ unzureichende Deckung des Nahrungsmittel-

bedarfs, verursacht von einem Mangel an Mitteln zum 

Erwerb von Nahrungsmitteln oder an Nahrungsmitteln 

selbst. Dies ist durch einen niedrigen Bildungsstatus, 

familiäre Verhältnisse und infrastrukturelle Rahmenbe-

dingungen mitbedingt.7 Die Konsequenzen gehen weit 

über die materiellen Einschränkungen hinaus, weil Essen 

und Ernährung in jeder Gesellschaftsform ein essenzieller 

Teilhabemechanismus sind.8 Wenn der Cappuccino im 

Café oder der Kantinenbesuch mangels finanzieller Mittel 

nicht möglich sind, bedeutet dies soziokulturelle Aus-

grenzung. Damit hat Ernährungsarmut auch eine erheb

liche soziale Dimension.

Abb. 1: Entwicklung der Reallöhne, der Nominallöhne und der Verbraucherpreise.  
Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum in Prozent.
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diese Anpassung angesichts der steigenden Inflation 
ausreicht, ist mehr als fraglich. Der Paritätische Wohl-
fahrtsverband fordert seit Langem die Erhöhung der 
Regelsätze auf mindestens 600 Euro, ähnlich wie der 
Sozialverband Deutschland.20 Die konkrete Höhe 
der Regelsätze ist politisch zu diskutieren, klar ist je-
doch: Sozialleistungen sollten ein menschenwürdiges 
Existenzminimum garantieren, Ernährung einge-
schlossen, und soziale Teilhabe gewährleisten. Doch 
die realen Kosten einer gesunden, ausgewogenen Er-
nährung haben keinen Einfluss auf die Bemessungs-
grundlage der Regelsätze. Diese werden nach dem 
tatsächlichen Konsumverhalten der Bevölkerung be-
messen – genauer: nach den Ausgaben der Haushalte, 
die zwar ein niedriges Einkommen haben, aber noch 
keine Grundsicherung beziehen.21 Und das wird sich 
nach heutigem Stand (Oktober 2022) auch beim neu-
en Bürgergeld nicht ändern,22 obwohl gesunde, ab-
wechslungsreiche, hochwertige Lebensmittel im Ver-
gleich zu energiereichen und nährstoffarmen Produk-
ten oft teurer sind. Dass Menschen nur satt werden, 
kann kein angemessener Maßstab für Teilhabe und 
Integration in einem fortschrittlichen Sozialstaat sein. 
Und wie soll auf dieser Basis eine Ernährung möglich 
sein, die alle wichtigen Nährstoffe enthält und nicht 
nur mit energiedichten Lebensmitteln satt macht?

Unterernährung kommt in unserer Gesellschaft 
zwar selten vor, Übergewicht, Fettleibigkeit und 
Mikronährstoffmangel sind dagegen weit verbreitet. 
Den Menschen fehlt es nicht an Kalorien, viele sind 
jedoch mit Vitaminen oder Mineralstoffen kritisch 
unterversorgt.23 Das ist besonders für Kinder riskant: 
Studien zeigen, dass Menschen mit geringem Ein-
kommen weniger Obst, Gemüse und Hülsenfrüchte 
verzehren als wohlhabendere und häufiger an ernäh-
rungsbedingten Krankheiten leiden. In der Ernährung 
armutsgefährdeter Kinder fehlt es häufig an essenziel-
len Mikronährstoffen.24 Diese Mängel haben gravie-
rende Folgen: Ernährungsarmut steht unter anderem 
im Zusammenhang mit einer geringeren kognitiven 
Funktion über den gesamten Lebensverlauf. Die 
Chancen dieser Kinder auf Bildungserfolge sind also 
von Anfang an niedriger und die langfristigen Kon-
sequenzen irgendwann nicht mehr aufzuholen. Ein 
niedriges Bildungsniveau senkt ihre Aussichten auf 
gut bezahlte Jobs und alles, was damit einhergeht – 
und macht es wahrscheinlicher, dass sie auch als Er-
wachsene in Armut leben werden.25 Letztlich bedeutet 
diese Spirale auch einen Wohlstandsverlust und ein 
Festhalten an der Ungleichheit im Land. 

Die Ernährungssicherheit aller Bürger:innen zu 
gewährleisten ist eine komplexe Aufgabe, doch dafür 
muss man das Rad nicht neu erfinden: Die Gemein-
schaftsverpflegung verfügt beispielsweise über ein 
sehr großes Potenzial, das zurzeit nicht ausgeschöpft 

wird. Internationale Organisationen sowie unzählige 
Studien weisen darauf hin, dass Regierungen dadurch 
eine gesunde Ernährung für alle bezahlbar machen 
könnten.26 Beispiele wie die brasilianische Großstadt 
Belo Horizonte, seit vielen Jahren Pionierin in der Ge-
währleistung des Zugangs zu gesunden Lebensmitteln 
für all ihre Einwohner:innen, zeigen, wie das möglich 
wäre – politischen Willen vorausgesetzt.27 Ohne ent-
sprechende finanzielle Mittel werden einkommens-
schwache Haushalte aus dem nachhaltigen Konsum 
ausgegrenzt. Der sozialökonomischer Ausgleich für 
diese Mitbürger:innen ist für die Ernährungswende 
unerlässlich, wenn nicht sogar Voraussetzung für 
deren erfolgreiche Umsetzung.

Deutsche Blockaden auf EU-Ebene

An dieser Stelle muss das 1987 eingeführte EU-Pro-
gramm für die Nahrungsmittelabgabe an bedürftige 
EU-Bürger:innen erwähnt werden. Damit sollten ur-
sprünglich Agrarüberschüsse verteilt werden, ehe Re-
formen der Gemeinsamen Agrarpolitik dazu führten, 
dass diese stark zurückgingen. In der Folge stellte das 
Programm immer mehr Geldmittel zur Verfügung, 
die von nationalen Hilfsorganisationen für Lebens-
mittelhilfen eingesetzt wurden. Berlin klagte, dass sich 
die EU durch die Hintertür der Agrarpolitik Kompe-
tenzen in der Sozialpolitik verschaffte. Auf Anfrage 
von sieben Ländern, darunter Deutschland, verurteilte 
der Europäische Gerichtshof 2011 das Programm und 
rief die Europäische Kommission auf, das Budget da-
für zu kürzen. Mit diesen Mitteln waren 18 Millionen 
bedürftige Menschen (2011) in 20 EU-Mitgliedstaaten 
unterstützt worden. 

Doch Deutschland und fünf andere Mitgliedstaaten 
blockierten die Verlängerung des Programms, das ab 
2014 durch den »Europäischen Hilfsfonds für die am 
stärksten benachteiligten Personen«28 ersetzt wurde. 
In Deutschland wird damit vor allem der Zugang von 
benachteiligten EU-Migrant:innen und ihren Kindern 
sowie von Wohnungslosen und von Wohnungslosig-
keit bedrohten Menschen zu Beratungs- und Unter-
stützungsangeboten verbessert. In anderen Ländern 
wie etwa Frankreich, Italien, Spanien und Finnland 
wird das Programm dagegen genutzt, um unter an-
derem Nahrungsmittel zu finanzieren. Wie die Web-
seite der Europäischen Kommission erklärt, hat der 
Hilfsfonds das Ziel, die EU-Länder bei der Bereit-
stellung von Nahrungsmitteln und/oder materieller 
Basisunterstützung zu unterstützen; der Fonds kann 
sowohl für materielle als auch für nicht-materielle 
Maßnahmen zur sozialen Inklusion genutzt werden. 
Die EU-Länder können ausgehend von ihrer jewei-
ligen Situation entscheiden, welche Art von Hilfe sie 
leisten möchten.29 Deutschland hat die Entscheidung 
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getroffen, materielle Leistungen nicht zu fördern. Die 
Webseite des Arbeitsministeriums (BMAS) erklärt 
sogar (Stand: Oktober 2022), dass »rein materielle 
Leistungen […] aus Mitteln des EHAP nicht geför-
dert werden (können)«.30 Von Ernährungssicherheit 
ist nicht einmal die Rede; dabei ist das Recht auf ange-
messene Nahrung ein völkerrechtlich verankertes, von 
Deutschland anerkanntes Menschenrecht.

Almosen statt Recht auf Nahrung

Tafeln, Lebensmittelspenden der Caritas, Suppenkü-
chen des Arbeiter-Samariter-Bund (ASB), Einsatz-
wagen der Heilsarmee: In Deutschland sind sozia-
le Organisationen – abhängig von ehrenamtlichen 
Helfer:innen und privaten Spenden – oft die letzte 
Möglichkeit für Menschen, die ihren Lebensmittel-
bedarf nicht mehr decken können. Die Nutzer:innen 
sind tendenziell über viele Jahre Dauerkund:innen 
und gehören größtenteils einer besonders gefährde-
ten Bevölkerungsgruppe an, die meist einen schlech-
ten Gesundheitszustand aufweist.31 Über zwei Milli-
onen Menschen nutzen beispielsweise die 962 Tafeln 
in Deutschland, die Zahl der Aufsuchenden hat sich 
allein in der ersten Jahreshälfte 2022 um etwa die Hälf-
te erhöht 32 (Abbildung 2 zeigt die Entwicklung in den 
letzten drei Jahrzenten). Doch selbst dies ist nur die 
Spitze des Eisbergs, denn die Nutzung solcher Ange-
bote ist der letzte Ausweg, wenn auch die Scham, die 
damit verbunden ist, überwunden werden musste. 
Tafeln und Suppenküchen sind somit wesentlich für 
die Ernährungssicherung von Millionen Menschen 

geworden und doch nicht in der Lage, alle bedürftigen 
Bürger:innen zu erreichen oder die Ernährungssicher-
heit langfristig zu verbessern.34

Fast alle Nutzer:innen von Tafeln- und Suppenkü-
chen beziehen eine Form der Grundsicherung 35 und 
gehören somit zur offiziell »bekämpften Armut«. Sie 
sind also erheblich auf Nahrungsmittelhilfe angewie-
sen, obwohl sie eigentlich abgesichert sein sollten. Der 
Sozialstaat sieht Ernährungssicherheit aber offenbar 
nicht als seine Aufgabe und delegiert sie stillschwei-
gend an ein privates Freiwilligen- und Ehrenamts-
system. Die Nahrungssicherung von Menschen in 
prekären Lebenslagen wird nicht auf der Grundlage 
von Staatsbürgerschaft und individuellen Rechten ge-
währt, sondern erfolgt in Form von Almosen, geht mit 
Abhängigkeitsverhältnissen einher und ist stark dem 
Zufall überlassen.36 Diese freiwillige Wohltätigkeit 
statt sozialstaatlicher Absicherung steht im diametra-
len Gegensatz zum im Grundgesetz verankerten Kri-
terium der bedingungslosen Hilfe im Rahmen eines 
institutionalisierten Systems der Solidarität in einem 
Sozialstaat.37 

Dazu stellen sich auch Fragen der Verteilungsge-
rechtigkeit und der Ethik, denn in Deutschland sind 
Lebensmittel nicht knapp. Sogar die Präambel der 
Tafel-Grundsätze lautet: »Nicht alle Menschen ha-
ben ihr täglich Brot – und doch gibt es Lebensmittel 
im Überfluss. Die Tafeln […] bemühen sich hier um 
einen Ausgleich«. Wenn man damit auch noch das 
Klima retten könnte, hätte man die Quadratur des 
Kreises erreicht. Tatsächlich stellen Politik, Wirtschaft 
und Teile des ehrenamtlichen Sektors diese Verteilung 

Abb. 2: Anzahl der Tafeln in Deutschland von 1993 bis 2022
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von Lebensmittelüberschüssen an Bedürftige immer 
häufiger als soziales, wirtschaftliches und ökologi-
sches Win-win-win dar.38 Die Tafeln selber profilieren 
sich als »Lebensmittelretter für den Klimaschutz« 39, 
während Lebensmittelhersteller und Handel sich ei-
nen Großteil ihrer Entsorgungskosten sparen und die 
Organisationen großzügig mit Sach- und Geldspen-
den unterstützen. 

Diese Strategie ist nicht nur ethisch fraglich, son-
dern auch unzureichend, sowohl um eine langfris
tige Ernährungssicherheit zu gewährleisten als auch 
um die Lebensmittelverschwendung zu bekämpfen.40 
Sie lenkt die Aufmerksamkeit von den Wurzeln der 
Probleme ab. Die Ursache von Nahrungsmittelüber-
schüssen liegt in ihrer Überproduktion: Es gibt Le-
bensmittel, die »gerettet« werden sollen, weil zu vie-
le Lebensmittel produziert werden, die zum Teil gar 
nicht verbraucht werden können. Und Armut lässt 
sich nicht mit Lebensmittelspenden bekämpfen. Es 
wäre schön und bequem, zwei Fliegen mit einer Klap-
pe schlagen zu können – aber Armutsbekämpfung 
und Lebensmittelrettung haben eigentlich wenig mit-
einander zu tun. 

Zudem sind Organisationen für Lebensmittel-
spenden weder in der Lage noch haben sie das Ziel, 
Armut zu verhindern oder langfristig zu bekämpfen. 
Die karitative Nahrungsmittelhilfe trägt eher dazu 
bei, Ausgrenzung und Überfluss zu festigen. Denn 
dadurch wird ein wiederaufkommendes Almosen-
wesen akzeptiert und Tafeln & Co. werden zu einem 
existenzsichernden Instrument des Sozialstaates sowie 
zu gesellschaftlicher Normalität. Sie legitimieren die-
se Akzeptanz, in dem sie das Problem verwalten und 
nicht bekämpfen – und dabei als lobenswerte Armuts-
linderung dargestellt werden. Das Gefährliche daran 

ist, dass echte Veränderungen damit unnötig erschei-
nen.41 Doch Wohltätigkeit kann und darf kein Ersatz 
für soziale Gerechtigkeit und politisches Handeln sein: 
Die Politik muss endlich Verantwortung übernehmen.
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